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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

A l'initiative des conseillères nationales Kathrin Bertschy (glp/pvl, BE) et Maya Graf
(gp/verts, BL) – co-présidentes de l'association Alliance f  – cinq postulats identiques
ont été déposés à la chambre du peuple pour sauver les archives Gosteli. Celles-ci –
créées en 1982 par Marthe Gosteli – regroupent l'histoire du mouvement des femmes
en Suisse. Les femmes n'ayant pas de droits politiques jusqu'en 1971 sur le plan fédéral,
les archives publiques sont dépourvues de documents retraçant l'histoire du
mouvement des femmes. C'est pour cette raison que Marthe Gosteli entreprit la
création de ces archives, ayant pour leitmotiv "Ohne Dokumente, keine Geschichte"
("sans documents, pas d'Histoire"). C'est notamment en fouillant dans ces archives que
Petra Volpe a trouvé son inspiration pour son film sur le droit de vote des femmes
"l'Ordre divin". 
Ces archives sont pourtant menacées pour des raisons budgétaires. La fondation perd
en effet CHF 100'000 par année, les donations et leurs propres moyens ne suffisant
pas. L'actuelle responsable des archives, Silvia Bühler – Marthe Gosteli étant décédée
en 2017 lors de sa centième année de vie –, n'estime pas pouvoir tenir plus de deux
ans.
Les postulats déposés par cinq députées de cinq partis différents – Barbara Schmid-
Federer (cvp/pdc, ZH) (17.3330), Doris Fiala (fdl/plr, ZH) (17.3329), Kathrin Bertschy
(glp/pvl, BE) (17.3337), Maya Graf (gp/verts, BL) (17.3336) et Suzanne Leutenegger
Oberholzer (sp/ps, BL) (17.3335) – demandent au Conseil fédéral d'étudier ce cas et
d'assurer, ensemble avec le canton de Berne ainsi que d'autres partenaires, la
pérennité des archives. Cette demande, soutenue par 97 parlementaires de tous bords
politiques, a des chances de trouver les faveurs du Conseil fédéral. Celui-ci, en réponse
à une question (17.5163) posée par la députée Leutenegger Oberholzer sur cette
thématique, a relevé l'importance de ces archives et est prêt à examiner les différentes
options envisageables afin de les maintenir. 1

POSTULAT
DATUM: 06.05.2017
KAREL ZIEHLI

Mitte September 2017 schrieb der Bundesrat in einer kurzen Stellungnahme, dass er
den Wert des Gosteli-Archivs anerkenne und dass das Archiv eine solide finanzielle
Basis brauche. Er zeigte sich bereit, zusammen mit möglichen Partnern abzuklären, wie
das Gosteli-Archiv erhalten werden könnte, stellte aber gleichzeitig klar, dass diese
Abklärung allein kein Präjudiz für eine finanzielle Beteiligung des Bundes schaffen
würde.

Am 29. September gelangte das Geschäft in den Nationalrat, wo es zunächst von Yves
Nidegger (svp, GE) bekämpft und die Diskussion entsprechend verschoben worden war.

In der Wintersession 2017 wurde das Geschäft dann im Nationalrat diskutiert. Alle fünf
Frauen, die jeweils einzeln das gleichlautende Postulat (Po. 17.3329, Po. 17.3330, Po.
17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) eingereicht hatten, ergriffen das Wort. Was das
Gosteli-Archiv so einzigartig mache, sagte Schmid-Federer (cvp, ZH), sei der Umstand,
dass die Frauenbewegung in öffentlichen Archiven kaum bis gar nicht vorkomme, weil
die Schweizer Frauen bis 1971 keine politischen Rechte besassen. Das Archiv enthalte
Zeugnisse, die von den staatlichen Archiven vernachlässigt worden seien: Zum Beispiel
sei Schweizer Bürgerinnen bis 1952 bei einer Heirat mit einem Ausländer das
Bürgerrecht entzogen worden. «Diese historische Sammlung zu verlieren bedeutet
somit zugleich, einen Teil der Identität der Schweiz zu verlieren», schlussfolgerte
Schmid-Federer. Der Grosse Rat des Kantons Bern habe im September einstimmig
zugesagt, einen Beitrag zum Erhalt des Gosteli-Archivs zu leisten. Der Kanton könne die
Finanzierung aber nicht alleine stemmen, weshalb auch der Bund eine subsidiäre
Finanzierung übernehmen solle, so die CVP-Nationalrätin weiter. Maya Graf (gp, BL)
strich hervor, dass die Frauenbewegung zu der grössten und friedlichsten sozialen
Bewegungen im letzten Jahrhundert zähle. Weil die Frauen aber bis 1971 in der
offiziellen Politik, den Institutionen und Verwaltungstätigkeiten nicht vorkamen, fehle
die Dokumentation ihres Engagements auch im Bundesarchiv. Marthe Gosteli habe mit
ihrer Stiftung einen wichtigen Teil der Schweizer Geschichte gerettet, so Graf. Kathrin
Bertschy (glp, BE) wies darauf hin, dass das Gosteli-Archiv nicht einfach die Geschichte

POSTULAT
DATUM: 11.12.2017
SAMUEL BERNET
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der Frauenorganisationen beleuchte, sondern die Geschichte des Bundesstaates. Es
gebe nicht «die offizielle Politikgeschichte der Männer und die inoffizielle Geschichte
der Frauen», vielmehr sei «beides Teil unserer gemeinsamen Geschichte», so Bertschy.

Neben den fünf Frauen ergriff einzig Yves Nidegger das Wort. Nidegger lobte die
Geschichte der Frauenbewegung in der Schweiz als «particulièrement héroïque». Denn
anders als in den meisten Ländern Europas, in welchen mit der Einsicht der
Gleichstellung von Mann und Frau das Stimm- und Wahlrecht der Frauen als
Selbstverständlichkeit Einzug in die jeweiligen Verfassungen gehalten habe, hätten die
Schweizer Frauen für ihre politischen Rechte regelrecht kämpfen müssen. Die
Anerkennung für Gostelis Arbeit bestehe gerade darin, dass sie mit privatem
Engagement und privaten Mitteln – und ohne staatliche Hilfe – gegen die fehlende
offizielle Anerkennung der Rolle der Frau gekämpft habe. Vor diesem Hintergrund sei
eine staatliche Finanzierung der falsche Weg, um diesem privaten Engagement den
gebührenden Respekt entgegenzubringen. 
Bundesrat Alain Berset nahm den Ball Nideggers auf und präzisierte, dass mit der
Annahme der Postulate noch keine Finanzierung erfolge und somit auch kein Präjudiz
geschaffen werde. Stattdessen werde lediglich geprüft, ob die notwendigen
Bedingungen für eine staatliche Unterstützung des Gosteli-Archivs gegeben seien und
ob eine gesetzliche Grundlage bestehe, die eine subsidiäre Finanzierung des Bundes
erlaube. Berset machte die Nationalrätinnen und Nationalräte darauf aufmerksam, dass
es sich beim Gosteli-Archiv um Bestände von ungefähr einem Kilometer Länge handle
und dass es als Kulturdenkmal von nationaler Bedeutung gelte. Deshalb solle die
Versammlung den Vorstössen zustimmen.
In der anschliessenden Abstimmung wurden die fünf gleichlautenden Postulate mit 134
zu 49 Stimmen (keine Enthaltung) angenommen. 47 Nein-Stimmen stammten von der
SVP-, die restlichen zwei von der FDP-Fraktion. 2

50 Jahre 1968 – dieses Jubiläum war 2018 sowohl dem Bernischen Historischen
Museum als auch dem Landesmuseum Zürich eine Ausstellung zu den damaligen
Ereignissen in der Schweiz und dem damit einhergehenden Zeitgeist wert. 2018 liessen
die Medien das damalige Zeitgeschehen alternierend Revue passieren, insbesondere
die Globus-Krawalle in Zürich, die gewalttätigsten Schweizer Aufstände im Jahr 1968,
wurden der Öffentlichkeit in Erinnerung gerufen. Medial fokussiert wurde aber auf die
Frage der Relevanz von 1968 für die Gegenwart. Brigitte Studer, Professorin für
Schweizer Geschichte an der Universität Bern, zeigte sich im Tages-Anzeiger überzeugt,
dass das Jahr 1968 der Schweiz langfristige gesellschaftliche Veränderungen gebracht
habe. So würden seither etwa in Familien, in der Arbeitswelt, in der Schule und in der
Armee flachere Hierarchien herrschen. Auch sei das neue Eherecht von 1988, das den
Mann nicht länger als Oberhaupt der Familie taxiert, ein Resultat von 1968 gewesen. Der
emeritierte Soziologe Ueli Mäder, der im Jubiläumsjahr das Buch «68 - was bleibt?»
herausgab, erklärte ebenfalls in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, dass das
Revolutionäre, das dem Jahr 1968 anhafte, ein Mythos sei: Vielen sei es mehr um sich
selbst als um tatsächliche Veränderung gegangen. Trotzdem hätte im Jahr 1968 etwa die
Bewegung für das Frauenstimmrecht «mächtig Schub erhalten», was erheblich dazu
beigetragen habe, dass das Frauenstimmrecht 1971 politische Realität wurde. Weitere
Errungenschaften des Jahres 1968 seien ein offeneres Verhalten zwischen den
Geschlechtern und den Generationen, die Nulltoleranz beim Schlagen von Kindern als
Erziehungsmassnahme oder auch, dass Homosexualität heute nicht mehr als Krankheit
und Sünde gelte. Eine andere Haltung zu den 68er-Aktivistinnen und Aktivisten und
deren Errungenschaften hatte das rechtskonservative Weltwoche-Magazin: Die
angeblichen Befreierinnen und Befreier seien vielmehr Versager gewesen. Zitiert wurde
etwa die ehemalige SP-Politikerin Christiane Brunner, wie sie nach ihrer politischen
Karriere sagte, dass die Frauen in den Organisationen der 68er nichts zu sagen gehabt
hätten und nur für das Kaffee holen und das Bett gut gewesen seien. Ebenfalls, so die
Weltwoche, sei das Gros der 68er-Bewegung Hedonisten gewesen, die allein an «Sex,
Love and Rock 'n' Roll» interessiert waren, oder es seien Gewaltbereite gewesen ohne
jegliches politisches Programm. Die wenigen mit einem politischen Programm hätten
hingegen lediglich an politischen Modellen Marx' und Lenins festgehalten, «deren
Haltbarkeit seit Jahrzehnten abgelaufen war». Trotz alldem attestierte auch die
Weltwoche der 68er-Bewegung einen Einfluss auf die Gegenwart. Die bürgerliche
Wählerschaft wäre heute ohne die 68er-Bewegung wohl grösser, mutmasste die
Weltwoche. Nicht etwa, weil die Bewegung tatsächliche Veränderungen bewirkt hätte,
sondern weil ihr Einfluss bis in die Gegenwart masslos überschätzt werde, auch von
vielen politischen Gegnern der 68er. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2018
SAMUEL BERNET
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Im Mai 2019 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung der fünf
gleichlautenden und 2017 im Nationalrat eingereichten Postulate (Po. 17.3329, Po.
17.3330, Po. 17.3335, Po. 17.3336, Po. 17.3337) «Fortbestand des Gosteli-Archivs zur
Geschichte der schweizerischen Frauenbewegung sichern», welche forderten, den
Fortbestand des Archivs zu klären und aufzuzeigen, wie eine allfällige staatliche
Finanzierungshilfe aussehen könnte. Im Bericht betont der Bundesrat, dass die Gosteli-
Stiftung nebst dem Archiv auch eine Bibliothek sowie biographische Notizen wichtiger
Personen der Frauengeschichte enthalte, weshalb nicht wie in den Postulatstiteln
gefordert lediglich das Archiv, sondern die gesamte Stiftung in die Betrachtung
miteinbezogen habe werden müssen.
Während der Bericht diverse Herausforderungen der Gosteli-Stiftung erwähnt, werden
zwei davon besonders hervorgehoben: Einerseits müsse sich die Stiftung der
Digitalisierung seiner Bestände annehmen, andererseits habe die Stiftung mit
finanziellen Defiziten zu kämpfen – welche denn auch Auslöser der eingereichten
Postulate waren. Die Überprüfung einer möglichen staatlichen Finanzierungshilfe
erfolgte schliesslich unter Berücksichtigung mehrerer Gesetze, namentlich dem
Bundesgesetz über die Kulturförderung (KFG), dem Bundesgesetz über die
Gleichstellung von Frau und Mann (GIG), dem Bundesgesetz über die Förderung der
Forschung und der Innovation (FIFG) sowie dem Bundesgesetz über die Archivierung
(BGA). Zudem, so der Bundesrat weiter, biete sich als Partner für eine Unterstützung
durch den Bund der Kanton Bern an, da dessen Regierungsrat in einer angenommenen
Motion damit beauftragt worden war, «mit geeigneten Massnahmen der mittel- bis
langfristig drohenden Auflösung oder Zerstückelung des [Gosteli-]Archivs sowie einer
allfälligen Abwanderung in einen anderen Kanton entgegenzuwirken.»
Schliesslich wurden für die Erstellung des Berichts drei Varianten zur potenziellen
Unterstützung der Stiftung herausgearbeitet: So könne sich die Gosteli-Stiftung zum
einen auf Art.15 des FIFG berufen und ein Gesuch für eine direkte finanzielle
Unterstützung durch das SBFI einreichen, was die Stiftung für die Beitragsperiode
2021–2024 laut Bericht auch plane. Zum anderen sieht der Bundesrat weitere
Lösungsansätze basierend auf dem BGA in der teilweisen respektive vollständigen
Übernahme der Stiftung durch das Bundesarchiv (BAR). Substanzielle Investitionen und
Betriebskosten könnten seitens der Stiftung bereits eingespart werden, würde das BAR
lediglich den Ausbau sowie die anschliessende Instandhaltung des digitalen Gosteli-
Archivs übernehmen. Mehr Vorteile aus archivarischer Sicht sieht der Bundesrat aber in
der Erweiterung dieser Variante, also der vollständigen Übernahme des Gosteli-Archivs
durch den Bund. Da das BAR über die nötige Kapazität und Infrastruktur verfüge, könne
der Zugang zu den analogen sowie digitalen Archivbeständen des Gosteli-Archivs
verbessert werden, während zugleich der Fortbestand der Gosteli-Stiftung durch die
daraus resultierende Senkung der Kosten langfristig gesichert werden könne. Hierfür
bräuchte es «selbstverständlich» noch eine Zusage seitens der Stiftung, hält der
Bundesrat abschliessend fest. Das Bundesarchiv stehe derweil für Gespräche zu allen
Varianten zu Verfügung. 4

BERICHT
DATUM: 15.05.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Staatsjubiläen

Quelques jours après la sortie du film "L'ordre Divin" de Petra Volpe (ayant pour titre
original "Die göttliche Ordnung") relatant le combat mené par les féministes suisses
dans les années 70 pour obtenir le droit de vote sur le plan fédéral, le Conseil national
discutait de la motion Trede intitulée Jour férié national pour célébrer l'instauration
du droit de vote des femmes. Celle-ci, défendue par Lisa Mazzone (verts, GE) – Aline
Trede (verts, BE) ne faisant plus parti de l'hémicycle – demande à ce que le 16 mars soit
déclaré jour férié. La députée Mazzone argumente sa demande en rappelant
l'importance que l'introduction du droit de vote des femmes a eu pour la démocratie
Suisse, une démocratie qui n'en était pas vraiment une avant ce 26 mars 1971 selon elle,
les citoyennes ne pouvant pas y prendre part. Elle souligne également que la Suisse fait
partie des pays en Europe où les gens travaillent le plus, rendant l'instauration d'un
nouveau jour férié plus défendable. Finalement, cela serait, selon la députée Mazzone,
un moyen d'honorer tout le travail bénévole effectué majoritairement par les femmes
dans ce pays. Un jour férié en l'honneur des femmes serait donc également un moyen
de montrer notre reconnaissance de ce travail offert à la collectivité. 
La conseillère fédérale Simonetta Sommaruga, bien que reconnaissant que la
démocratie n'en était pas vraiment une avant cette date, recommande à l'assemblée de
rejeter la motion Trede pour des raisons d'ordre économique. Elle estime, de plus, qu'il
est tout à fait possible de célébrer cette date sans nécessairement en faire un jour
férié. 
Le Conseil national, suivant l'avis de la cheffe du département fédéral de justice et

MOTION
DATUM: 15.03.2017
KAREL ZIEHLI
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police, rejette la motion par 127 voix contre 48 et 5 abstentions. 5

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Männer Appenzell-Innerrhodens lehnten an der Landsgemeinde vom 29. April die
von Regierung und Parlament empfohlene Einführung des kantonalen Frauenstimm-
und wahlrechts nach 1973 und 1982 zum dritten Mal deutlich ab. Als Reaktion darauf
erhoben Appenzeller Bürgerinnen und Bürger beim Bundesgericht staatsrechtliche
Beschwerde. Im weitern reichten sie eine Volksinitiative für die politische
Gleichberechtigung ein; die Regierung kündigte im Herbst an, dass sie das Begehren
mit einer zustimmenden Empfehlung an der Landsgemeinde vom nächsten Frühjahr zur
Abstimmung bringen werde. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 29.04.1990
HANS HIRTER

Das Bundesgericht befasste sich am 27. November mit den Beschwerden und kam
einstimmig zum Entscheid, dass der Kanton Appenzell-Innerrhoden den Frauen ab
sofort das vollumfängliche aktive und passive Stimm- und Wahlrecht zugestehen
muss. Das Richterkollegium begründete sein Urteil mit dem Gleichberechtigungsartikel
der Bundesverfassung (Art. 4.2 BV). Dieser sei direkt anwendbar und den Bestimmungen
von Art. 74.4 BV über die kantonale Regelung des Wahlrechts übergeordnet. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.11.1990
HANS HIRTER

Der negative Entscheid der Landsgemeinde führte auch zu parlamentarischen
Vorstössen auf Bundesebene. Mit Motionen forderten die Fraktionen der CVP und der
GP sowie die Freisinnige Nabholz (ZH) Verfassungsänderungen, welche die politische
Gleichberechtigung auch für die Kantone zwingend vorschreiben. Der Bundesrat
beantragte anfangs Oktober, die Motionen bloss in Postulatsform zu überweisen, da
nach dem Bundesgerichtsurteil über die erwähnten staatsrechtlichen Beschwerden auf
eine aufwendige Verfassungsänderung eventuell verzichtet werden könne. Falls das
Urteil negativ ausfalle und auch die Landsgemeinde die Einführung des kantonalen
Frauenstimmrechts 1991 nochmals ablehne, werde er unverzüglich die geforderte
Verfassungsrevision einleiten. 8

MOTION
DATUM: 14.12.1990
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Mittels einer Motion wollte Lukas Reimann (svp, SG) ein öffentliches Hearing vor
Bundesratswahlen einführen. „Ich bin doch nicht dumm”, zitierte der St. Galler SVP-
Nationalrat Ignazio Cassis, der dies vor seiner Wahl zum Bundesrat am Ende des
Hearings bei der SVP-Fraktion auf die Frage geantwortet habe, ob er bei der Anhörung
in der SP-Fraktion die gleichen Antworten geben werde. Es sei ein Problem, so Reimann
in der Begründung für seinen Vorstoss, dass Kandidierende den Fraktionen nach dem
Mund redeten und sich diese kein ehrliches Bild machen könnten. Dies wäre nicht der
Fall, wenn Bundesratskandidierende in einem öffentlichen und überparteilichen
Hearing Rede und Antwort stehen müssten. 
Während der Debatte zur Motion zu Beginn der Frühjahrssession 2018 verstieg sich der
Motionär zur nachher von einigen Ratskollegen beanstandeten Bemerkung, dass
Bundesrat Cassis während des SVP-Hearings gar das Ende der Personenfreizügigkeit
versprochen habe. Ein öffentliches Hearing würde die Kandidierenden an ihre
Versprechen binden. Das Büro – vertreten durch seine Sprecherin Edith Graf-Litscher
(sp, TG) – machte geltend, dass der Vorstoss sowohl aus praktischen wie auch aus
inhaltlichen Gründen abzulehnen sei. Ein öffentliches Hearing sei nicht effizient, weil
die einzelnen Fraktionen wohl trotzdem noch eigene Anhörungen durchführen würden.
Zudem wäre bei einer Doppel- oder Dreifachvakanz ein eigentlicher Marathon zu
leisten, wenn von jeder Fraktion drei Kandidierende vorgeschlagen würden und jede
Partei spezifische Fragen stellen würde. Schliesslich stehe es heute schon jeder
Fraktion offen, die eigenen Hearings öffentlich durchzuführen und so Transparenz zu
schaffen. Mit 148 Stimmen pflichtete der Nationalrat der Position, dass von der
Änderung kein Mehrwert zu erwarten sei, bei. Unterstützung erhielt die Idee lediglich
von 26 SVP-Mitgliedern sowie zwei SP-Räten. 9

MOTION
DATUM: 07.03.2018
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsmandat

Die Büros der beiden Parlamentskammern beantragten mit einer parlamentarischen
Initiative eine Anpassung der seit 1990 unveränderten Entschädigung der
Parlamentsangehörigen an die seither eingetretene Teuerung. Dabei sollte die ganze
Erhöhung über das Taggeld erfolgen, und die im Gesetz festgeschriebene und deshalb
dem fakultativen Referendum unterstellte Jahresentschädigung unverändert bleiben.
Zudem schlugen sie vor, die Sonderzulagen für die Ratspräsidenten und ihre
Stellvertreter deutlich anzuheben. Gleichzeitig nahmen sie eine gemeinsame Anregung
der Generalsekretäre der vier Bundesratsparteien für eine substanzielle Erhöhung der
Fraktionsbeiträge auf. Mit der Begründung, dass damit die bisherige
Quersubventionierung der Fraktionen durch die Parteien reduziert würde, und zudem
der Gefahr begegnet werden könnte, dass die Fraktionen in Abhängigkeit von anderen
Sponsoren (namentlich Interessenorganisationen) geraten, beantragten sie eine
Erhöhung sowohl des Grundbeitrags als auch des Beitrags pro Mitglied um 50% auf CHF
90'000 resp. 16'500. Der Bundesrat unterstützte dieses Anliegen. Für die letzte
Teuerungsanpassung der Fraktionsbeiträge im Vorjahr siehe hier.

Im Nationalrat bekämpfte Nationalrat Mörgeli (ZH) im Namen der SVP-Fraktion
vergeblich die Anpassung der Taggelder an die Teuerung. Sein Nichteintretensantrag
wurde mit 129:20 Stimmen abgelehnt. Nachdem auch die kleine Kammer zugestimmt
hatte, verabschiedete das Parlament die Teuerungsanpassung, die Verdoppelung der
Präsidialentschädigung und die Erhöhung der Fraktionsbeiträge in der Herbstsession.
Der „Bund der Steuerzahler“ protestierte in Inseraten gegen diese Ratsbeschlüsse.
Breite Unterstützung bei allen Fraktionen fand SVP-Nationalrat Giezendanner (AG) für
sein überwiesenes Postulat, im Parlamentsgebäude Dusch- und Fitnessräume
einzurichten (00.3385). 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.10.2000
HANS HIRTER

Mit einer parlamentarischen Initiative schlug das Büro des Ständerats eine Revision der
gesetzlichen Bestimmungen über die Parlamentarierentschädigungen vor. Es ging
dabei einerseits um den Teuerungsausgleich für verschiedene Bezüge und andererseits
um Präzisierungen der Bestimmungen über die Beiträge an die Altersvorsorge. Diese
wurden zuerst vom Ständerat, und dann gegen den Widerstand der SVP auch vom
Nationalrat angenommen. In der Differenzbereinigung war nur der Beschluss des
Nationalrats umstritten, der auf Antrag Huguenin (pda, VD) auch fraktionslosen
Abgeordneten eine Entschädigung für die Sessionsvorbereitung ausrichten wollte
(Fraktionsmitglieder erhalten eine solche für den Besuch von vorbereitenden
Fraktionssitzungen). Schliesslich setzte sich in dieser Frage die ablehnende Haltung der
kleinen Kammer durch. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.2004
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Das Büro des Nationalrats beantragte mit einer parlamentarischen Initiative die
Anpassung der seit 1990 unveränderten Fraktionsbeiträge an die seither eingetretene
Teuerung. Konkret soll der Grundbeitrag von CHF 58'000 auf 60'000 und der Beitrag je
Mitglied von CHF 10'500 auf 11'000 erhöht werden. Insgesamt würden damit dem Bund
pro Jahr rund CHF 140'000 Mehrausgaben entstehen. Das Büro erachtete zudem eine
Anpassung der Entschädigungen der Parlamentsmitglieder an die Teuerung für
angebracht, möchte aber den Antrag erst einreichen, wenn im Jahr 2001 die
Haushaltsanierung erfolgreich abgeschlossen ist. Der Bundesrat hatte dagegen keine
Einwände. Der Nationalrat stimmte dem Antrag diskussionslos und bei nur fünf
Gegenstimmen, der Ständerat einstimmig zu. In der Schlussabstimmung wurde die
Erhöhung im Nationalrat mit 152 gegen 10 Stimmen aus dem Lager der SVP und der FP
und in der kleinen Kammer ohne Gegenstimme gutgeheissen. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Mit zwei Motionen versuchte Nationalrat Mugny (gp, GE), die Position der kleinen
Fraktionen bei der Zuteilung von Sitzen in den parlamentarischen Kommissionen und
in der Finanzdelegation (00.3238) (wo zur Zeit nur die vier grossen Fraktionen vertreten
sind) zu verbessern. Zudem verlangte er, die Sitzzahl der Kommissionen derart zu
erhöhen, dass jedes Parlamentsmitglied auch in mindestens einer Kommission Einsitz
nehmen kann. Die Ratsmehrheit verwies darauf, dass zum Erreichen dieser Ziele von
der bisherigen proportionalen Zuteilung der Sitze gemäss Fraktionsstärke abgewichen
oder die Kommissionen massiv vergrössert werden müssten und lehnte beide Vorstösse

MOTION
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER
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ab. 13

Keine Chance hatte die parlamentarische Initiative Huguenin (pda, VD), die minimale
Grösse einer Fraktion von fünf auf drei Personen zu senken. Hintergrund ihres
Vorstosses waren die Nachteile für fraktionslose Parlamentsmitglieder (keine
Kommissionssitze, weniger Redezeit, weniger finanzielle Entschädigungen). Der
Sprecher der ablehnenden SPK gab zu bedenken, dass es nicht im Sinne einer
speditiven Verhandlungsführung sei, wenn sich das Parlament in allzu viele Fraktionen
aufsplittere. Die geltenden Gesetzesbestimmungen seien zudem derart offen, dass
auch Kleinstparteien die Möglichkeit hätten, sich zu einer gemeinsamen Fraktion zu
vereinigen. Wenig später sprach sich der Nationalrat auch gegen eine weitere
parlamentarische Initiative Huguenin aus, welche ein besonderes Statut für
fraktionslose Abgeordnete verlangte, damit diese gegenüber Fraktionsmitgliedern nicht
benachteiligt sind (04.493). Konkret erwähnte sie als zu eliminierende Nachteile den
Ausschluss von Kommissionen und die niedrigeren finanziellen Entschädigungen. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
HANS HIRTER

Die Mehrheit der Fraktionspräsidenten hatte beim Büro des Nationalrats eine Erhöhung
der Bundesbeiträge an die Fraktionssekretariate angeregt. Das Büro stimmte im Mai
diesem Gesuch zu und beantragte, im Einvernehmen mit dem Büro des Ständerats, mit
einer parlamentarischen Initiative die Erhöhung des Grundbeitrags von CHF 94'500 auf
CHF 112'000 pro Fraktion und des Beitrags je Fraktionsmitglied von CHF 17'500 auf CHF
20'800. Die Gesamtkosten dieser Besserstellung würden gut CHF 900'000 betragen.
Neu sollen zudem die Fraktionen der Verwaltungsdelegation des Parlaments jährlich
Rechenschaft über die Verwendung dieser zweckgebundenen Gelder ablegen müssen.
Als Hauptgründe für die bessere Entschädigung nannte das Büro die grössere
Komplexität der Gesetzgebungsarbeit, die vom Bundesrat und auch von der
Öffentlichkeit geforderte raschere parlamentarische Behandlung der Geschäfte und die
gesteigerten Anforderungen der Medien an die Fraktionen und die Parlamentarier. Der
Nationalrat trat in der Herbstsession gegen den Widerstand der SVP auf die Vorlage ein
und hiess sie gut. Allerdings bewilligte er, ohne es zu merken, nicht die vom Büro
beantragten Beträge, sondern Zahlen, welche irrtümlicherweise auf der Fahne standen:
Einen Grundbeitrag von CHF 144'500 und eine Zahlung pro Fraktionsmitglied von CHF
20'000. Der Ständerat korrigierte dies nicht, sondern übernahm auf Antrag seines
Büros, das fand, die Fraktionssekretariate müssten wesentlich stärker unterstützt
werden, diesen höheren Grundbeitrag. Er beschloss zudem, den Mitgliedsbetrag im
selben Verhältnis dazu zu belassen wie vorher, was eine Heraufsetzung auf CHF 26'000
bedeutete. Insgesamt kostete damit die Erhöhung nicht CHF 915'000 sondern fast CHF
2,6 Mio. Gegen den Widerstand der SVP und der FDP schloss sich der Nationalrat
diesem grosszügigen Entscheid an. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER

Um im Nationalrat eine Fraktion bilden zu können, braucht eine Partei mindestens fünf
Mandate. Hat sie weniger Sitze, bleiben ihre Mitglieder entweder fraktionslos oder aber
müssen sich mit anderen Parteien zu einer Fraktion zusammenschliessen.
Fraktionslosigkeit hat in den letzten Jahren stark abgenommen, wie eine Studie der
Universität Bern zeigte. Dies hat auch damit zu tun, dass Fraktionszugehörigkeit eine
Reihe von Vorteilen mit sich bringt. So erhalten Fraktionen nicht nur finanzielle
Ressourcen, sondern auch der Zugang zu Kommissionen, und die Vertretung im
Ratsbüro, das unter anderem zuständig ist für die Sessionsprogramme, sind
Fraktionsmitgliedern vorbehalten. Darüber hinaus haben Fraktionslose beschränkte
Redezeiten und ihre mangelnde Verknüpfung schränkt ihren politischen Einfluss weiter
ein. Der Anreiz, einer Fraktion anzugehören, ist also auch für eine kleine Partei gross. 

Fraktionslosigkeit drohte nach den eidgenössischen Wahlen 2019 der BDP, die von
ihren sieben Sitze vier abgeben musste und deshalb keine eigene Fraktion mehr bilden
konnte. Unterschlupf fanden die drei verbliebenen BDP-Mitglieder bei der CVP.
Zusammen mit der EVP bildeten sie die neue «Mitte-Fraktion». Politisch passe die BDP
gut zur CVP, urteilte die NZZ basierend auf dem Parlamentarier-Rating 2019, bei dem
sich die beiden Parteien auf einer Links-Rechts-Skala überlappten. Die EVP, die
ebenfalls drei Sitze beisteuerte, sei wesentlich weiter links angesiedelt. Die Schweiz
brauche eine starke politische Mitte, gaben die Verantwortlichen bekannt. 
Nun werde Gerhard Pfister (cvp, ZG) noch mächtiger, titelte der «Blick». In der Tat
überholte die Mitte-Fraktion hinsichtlich der Anzahl Mitglieder die FDP-Liberale
Fraktion. Mit 44 Mitgliedern (31 im National- und 13 im Ständerat) hatte sie drei

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.11.2019
MARC BÜHLMANN
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Mitglieder mehr als die FDP (29 und 12) und war damit hinter der SVP- (55 und 7) und
der SP-Fraktion (39 und 9) drittstärkste Kraft im Parlament. In der Aargauer Zeitung
wurde auf die vor Jahren diskutierte Fusion zwischen BDP und CVP angespielt. Das sei
aber kein Thema, gaben die CVP-Spitzen bekannt; die Fraktion sei nur ein wichtiges
Arbeitsinstrument. Die Mitte-Fraktion werde wohl häufig die Rolle der Schiedsrichterin
spielen, vermutete die Zeitung Le Temps. 

Nicht nur die Mitte-Fraktion bestand aus mehreren Parteien, sondern auch die SVP-
Fraktion nahm Parteifremde in ihrem Schoss auf: Thomas Minder (parteilos, SH) und
Lorenzo Quadri (lega, TI) hatten schon in den vorhergehenden Legislaturen in der
Fraktion der Schweizerischen Volkspartei Unterschlupf gefunden. Neu hinzu stiess
Andreas Gafner (edu, BE), der für die EDU im Kanton Bern einen Sitz erobert hatte.
Auch die Grüne Fraktion, die 35 Mitglieder (30 und 5) aufwies, umfasste zwei weitere
Parteien, nämlich die PdA – auch hier hatte Denis de la Reussille (pda, NE) schon in der
50. Legislatur bei den Grünen gesessen – und Ensemble à Gauche, für die Stéfanie
Prezioso Batou (egsols, GE) einen Sitz gewonnen hatte. Die kleinste Fraktion der 51.
Legislaturperiode war damit die Grünliberale Fraktion, die aus 16
Nationalratsmitgliedern bestand. 16

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Bei den alljährlich eine Woche nach der Innerrhoder Landsgemeinde stattfindenden
Erneuerungswahlen des Parlaments wurde – nachdem 1990 das Frauenstimm- und
Wahlrecht eingeführt worden war – erstmals eine Frau ins 61köpfige Parlament
gewählt. Da es im Innerrhoder Parlament keine Fraktionen gibt können nur ungefähre
Angaben zur parteipolitischen Zusammensetzung des Parlaments gemacht werden. Die
grosse Mehrheit der Parlamentsmitglieder gehört der CVP an oder steht ihr zumindest
nahe. 17

WAHLEN
DATUM: 05.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Frauen gingen bei den eidgenössischen Wahlen 2003 signifikant weniger an die
Urnen als die Männer (33/43%); 1995 hatte sich noch kein bedeutender Unterschied im
Wahlverhalten der Geschlechter gezeigt. Die Autoren der diesbezüglichen Studie
nannten als mögliche Erklärung der geringeren Wahlbeteiligung der Frauen den
gewachsenen Zulauf der SVP, die deutlich mehr Männer anspricht als Frauen. Die früher
festgestellten Unterschiede nach Sprachregionen scheinen verschwunden zu sein. Die
Untersuchung führte dies auf den mobilisierenden Effekt der brieflichen Stimmabgabe
zurück, die in vielen französischsprachigen Kantonen erst in den letzten Jahren
eingeführt wurde. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.08.2004
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien
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Parteiensystem

Der Nationalrat wollte im Berichtsjahr höhere Beiträge an die Fraktionen der
Bundesversammlung zugunsten ihrer Sekretariate bewilligen als dies seine Kommission
beantragt hatte. Er stimmte einem von den Freisinnigen unterstützten Antrag Bär (gp,
BE) zu, den Grundbeitrag pro Fraktion statt auf die vorgeschlagenen 50'000 auf 80'000
Fr. aufzustocken; zudem erhöhte er den zusätzlichen Beitrag pro Fraktionsmitglied statt
auf 7'000 auf 9'000 Fr. Damit hätten sich die Fraktionsbeiträge insgesamt von knapp
einer Million auf ca. 2,7 Mio Fr. erhöht. Der Ständerat beharrte allerdings auf den
ursprünglichen Kommissionsvorschlägen. Darauf krebste der Nationalrat in bezug auf
die Höhe des Grundbeitrages pro Fraktion auf 50'000 Fr. zurück, wonach der Ständerat
die Einzelbeiträge von 9'000 Fr. pro Fraktionsmitglied guthiess. Verschiedene Anträge
Rufs (sd, BE), an die parlamentsbezogene Arbeit der Parteisekretariate der
Fraktionslosen ebenfalls Beiträge auszurichten, wurden abgelehnt. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Dezember gründeten im Nationalrat die drei Schweizer Demokraten, der einzige
Lega-Abgeordnete Flavio Maspoli (TI) sowie der Freisinnige Massimo Pini (TI) die
Demokratische Fraktion. Damit sind die Schweizer Demokraten neu wieder in eine
Fraktion eingebunden; Maspoli verliess die Fraktion der Freiheits-Partei. Mit Pini, der
durch seinen Fraktionswechsel aus der FDP austreten musste, ist in der neuen
Rechtsaussenfraktion auch ein EU-Beitrittsbefürworter vertreten. Pini gab für seinen
Wechsel finanzielle Probleme an. Auf Druck der Tessiner FDP hatte er in Biasca das Amt
eines Sindaco abgeben müssen. Die neue Fraktion hat Anspruch auf rund 110'000 Fr.
Bundesgelder, womit sie Pini als Sekretär einstellen konnte. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Die Spendenaffären in Deutschland und Frankreich hatten auch in der Schweiz zu
Diskussionen über die Parteienfinanzierung geführt. Obwohl in den umliegenden
Ländern üblich, können Schweizer Parteien – abgesehen von Jugendförderungsgeldern
des Bundesamtes für Kultur – nicht auf öffentliche Gelder zurückgreifen. Seit 1972
werden zwar Zuschüsse an die Fraktionen als Organe der Bundesversammlung
entrichtet, nicht aber an die Parteien selbst. Das Parlament hat im Berichtsjahr die
Fraktionsbeiträge verdoppelt. Damit soll verhindert werden, dass die Fraktionen durch
die ohnehin finanzschwachen Parteien subventioniert werden müssen. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Das Parlament beschloss im Berichtsjahr eine Erhöhung der Beiträge an die
Bundeshausfraktionen. Diese hatten bisher 94'500 Fr. Grundbeitrag sowie 17'500 Fr.
pro Fraktionsmitglied erhalten, neu beträgt der Grundbeitrag 144'500 Fr., der Beitrag
pro Mitglied 26'800 Fr. Als Gründe für die Erhöhung wurden die steigende Komplexität
der Geschäfte und die Beschleunigung der politischen Prozesse genannt. Die
Ressourcen der Fraktionssekretariate seien angesichts dieser Entwicklungen zu
bescheiden. Alle Fraktionen ausser der SVP stimmten der Erhöhung zu. Der Nationalrat
hatte die Beiträge weniger stark erhöhen wollen als der Ständerat, am Schluss obsiegte
die Variante des Ständerates. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.11.2009
SABINE HOHL

Kathrin Bertschy (glp, BE) forderte mittels parlamentarischer Initiative die Änderung
des Parlamentsressourcengesetzes insofern, dass Fraktionsbeiträge nur noch an jene
Fraktionen verteilt werden, deren Parteien jedes Jahr die Herkunft und den Betrag
ihrer Spenden offenlegen. Gemäss der Grünliberalen fehlt es in der Schweiz an
Transparenz in der Parteifinanzierung, was unter anderem dazu geführt habe, dass die
Schweiz mehrmals von der Antikorruptionsbehörde Greco kritisiert worden war. 
Im November 2018 prüfte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte
mit 14 zu 8 Stimmen, dieser keine Folge zu geben; die Bürgerinnen und Bürger könnten
in naher Zukunft über die Transparenz-Initiative abstimmen und falls diese
angenommen werde, könne man die Forderung Bertschys bei der Umsetzung der
Volksinitiative wieder diskutieren, begründete die Kommission ihren Entscheid. Des
Weiteren stellte die Vermischung von Fraktionen und politischen Parteien ein Problem
für die Kommission dar, zumal einer Fraktion nicht nur Mitglieder einer Partei
angehörten, sondern sich auch Mitglieder anderer Parteien oder Parteilose
anschliessen könnten. Zudem seien Bundesbeiträge an Fraktionen zweckgebunden und
müssten zur Deckung der Kosten der Fraktionen verwendet werden. Sie dürften somit
nicht zur Finanzierung der Aktivitäten von Parteien ausserhalb des Parlaments
eingesetzt werden. Schliesslich schaffe der Vorstoss von Kathrin Bertschy eine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.06.2019
GIADA GIANOLA
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Bestrafung für diejenigen Parteien, welche die Herkunft und den Betrag ihrer Spenden
nicht offenlegten: Sie würden keine Fraktionsbeiträge mehr erhalten. Anfang Juni 2019
gab der Nationalrat dem Anliegen mit 122 zu 62 Stimmen (bei 3 Enthaltung) keine
Folge. 23

Grosse Parteien

Nur moderate bürgerliche Reaktionen gab es zur Aufnahme der drei PdA-Vertreter
(inkl. Linksallianz) in die SP-Fraktion und damit zum kommunistischen Zuzug zur SP. Nur
vereinzelt war von der Wiederbelebung der alten Volksfront die Rede. Die Fraktions-
Kooperation zwischen den beiden Parteien, die sich auf Bundesebene jahrzehntelang
voneinander distanziert hatten, wurde probeweise für ein Jahr beschlossen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.12.1995
EVA MÜLLER

Auch das Fraktionspräsidium der FDP musste im Berichtsjahr neu besetzt werden. Nach
längerer Ausmarchung machte Ständerätin Christine Beerli gegen Gerold Bührer (SH)
mit einer Stimme Differenz das Rennen. Sie wurde Nachfolgerin von Pascal Couchepin
(VS) und ist erste weibliche FDP-Fraktionsvorsitzende. Die Wahl war auch insofern
spannend, als sie klar den Flügelkampf innerhalb der FDP wiedergab: Bührer gilt als
Verfechter eines harten wirtschaftsliberalen Kurses, während Beerli dem links-liberalen
Lager zugerechnet wird. Zu Vizepräsidenten der FDP-Fraktion wurden Gerold Bührer
und Adriano Cavadini (TI) ernannt. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.09.1996
EVA MÜLLER

Parteipräsident Steinegger, aber auch Bundesrat Kaspar Villiger kritisierten im
Berichtsjahr offen, dass die FDP auf dem nationalen Parkett nicht als die Kraft
erscheine, welche die Schweiz aus ihrer Mehrfachkrise führen könne. Gemäss Villiger
tritt die FDP vorwiegend als effiziente Zweckgemeinschaft zur Rettung von
Einzelinteressen auf. Steinegger rief zu mehr Einigkeit und Fraktionsdisziplin auf. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.08.1997
EVA MÜLLER

Nach neunjähriger Amtstätigkeit trat der Aargauer Nationalrat Theo Fischer als
Präsident der SVP-Bundeshausfraktion zurück, da im Dezember vergangenen Jahres
eine Amtszeitbeschränkung für das Fraktionspräsidium statuarisch festgelegt worden
war. Als Nachfolger wurde einstimmig der Berner Nationalrat Samuel Schmid gewählt. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.05.1998
URS BEER

Nach rund siebenjähriger Tätigkeit trat der Zuger Nationalrat Peter Hess als Präsident
der CVP-Bundeshausfraktion zurück. Er begründete seinen Schritt u.a. damit, dass ein
periodischer Wechsel in wichtigen Führungspositionen notwendig sei und die
Erneuerung der Parteispitze nach der Neubesetzung des Präsidentenamtes (Durrer) und
der Wahl des Generalsekretärs (Gernet) von 1997 abgeschlossen werden müsse. Auf
Vorschlag der «Groupe Latin» wurde der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maitre mit
23 zu 19 Stimmen vor dem Freiburger Joseph Deiss zum neuen Fraktionschef gewählt. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.09.1998
URS BEER

Bereits Ende August hatte Ursula Hafner (SH) ihr Amt als Fraktionspräsidentin auf die
neue Legislatur hin zur Verfügung gestellt. Als Nachfolger wurde Ende November der
Tessiner Nationalrat Franco Cavalli gewählt, der als entschiedener EU-Befürworter aus
der lateinischen Schweiz grosse Unterstützung erhielt. Bei der parteiinternen
Ausmarchung konnte er sich gegen den von Parteipräsidentin Koch unterstützten
Nationalrat Strahm (BE) durchsetzen. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

Im Frühling trat der Tessiner Nationalrat und Kardiologe Franco Cavalli aus beruflichen
Gründen nach zweieinhalb Jahren als Fraktionschef zurück. Zu seiner Nachfolgerin
wählte die Fraktion die St. Gallerin Hildegard Fässler. Fässler ist seit 1997 Nationalrätin
und seit 1999 Fraktions-Vizepräsidentin. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.05.2002
MAGDALENA BERNATH
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Anfang September gab der Genfer Nationalrat Jean-Philippe Maître seinen Rücktritt als
Fraktionschef auf Ende Herbstsession bekannt. Er hatte die Fraktion vier Jahre lang
geleitet. Zu seinem Nachfolger wählten die Christlichdemokraten mit dem Walliser
Jean-Michel Cina ihr jüngstes Fraktionsmitglied. Der 39-jährige Cina ist seit 1999
Nationalrat und war 2001 als Kandidat für die Nachfolge des zurücktretenden
Parteipräsidenten Adalbert Durrer im Gespräch, verzichtete aber auf eine Kandidatur. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.09.2002
MAGDALENA BERNATH

Im September erklärte die Berner Ständerätin Christine Beerli ihren Rücktritt als
Fraktionschefin auf Beginn der Wintersession und als eidgenössische Parlamentarierin
auf Ende Legislatur. Beerli, die von der Presse als potentielle Nachfolgerin von
Bundesrat Kaspar Villiger gehandelt wird, begründete den Zeitpunkt ihrer Amtsaufgabe
damit, dass sie der nachfolgenden Person genügend Raum lassen wolle, um die Wahlen
2003 vorzubereiten. Zum Nachfolger bestimmte die Fraktion mit dem Tessiner
Nationalrat Fulvio Pelli und bisherigen Fraktions-Vizepräsidenten turnusgemäss einen
Vertreter der lateinischen Schweiz. Pelli wurde 1995 in den Nationalrat gewählt und ist
Mitglied des Büros sowie Vizepräsident der WAK. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Im Mai bestimmte die CVP mit dem Freiburger Ständerat Urs Schwaller erstmals einen
Vertreter der kleinen Kammer zum neuen Fraktionschef. Der langjährige ehemalige
kantonale Finanzdirektor, der dem Parlament erst seit 15 Monaten angehört, löste den
im März in die Walliser Regierung gewählten Jean-Michel Cina ab. Zur neuen
Vizepräsidentin wurde neben den Bisherigen Ständerat Franz Wicki (LU) und
Nationalrätin Chiara Simoneschi (TI) die Thurgauer Nationalrätin Brigitte Häberli
gewählt. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Aargauer SVP-Nationalrat Ulrich Siegrist, der seit Jahren die politische Entwicklung
der SVP mit scharfer Kritik begleitet hat, trat im Mai schliesslich aus der Fraktion aus. Er
begründete diesen Schritt damit, dass die Partei ihre Werte verloren habe und zu einer
populistischen Bewegung verkommen sei. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.05.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Anfang Dezember kam es in der SVP zu einem innerparteilichen Konflikt, als die
Fraktion den links von der Parteilinie politisierenden Bündner Nationalratsmitgliedern
Gadient und Hassler deren Sitze in wichtigen Kommissionen entzog. Die Bündner
Kantonalpartei protestierte gegen dieses Vorgehen und verlangte eine Aussprache.
Hassler erhielt schliesslich einen Sitz in der Wirtschaftspolitischen Kommission. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.12.2007
SABINE HOHL

Gabi Huber (UR) gab ihr Amt als Vizepräsidentin der FDP Schweiz ab und wurde
Präsidentin der Bundeshausfraktion von FDP und Liberalen. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.02.2008
SABINE HOHL

Aufgrund des Ausscheidens von Peter Spuhler (TG) aus dem Nationalrat und dem
Rücktritt von Natalie Rickli (ZH) als Vizepräsidentin der SVP-Fraktion waren im
Fraktionspräsidium zwei Posten vakant, die Ende Februar wieder besetzt wurden. Zu
neuen Vizepräsidenten wurden die Nationalräte Thomas Aeschi (ZG) und Felix Müri (LU)
bestimmt. Sie vervollständigten damit das im Vorjahr neu gewählte Fraktionspräsidium,
dem auch Adrian Amstutz (BE) als Präsident und die weiteren Vizepräsidenten Guy
Parmelin (VD), Alex Kuprecht (SZ) sowie die Vizepräsidentin Yvette Estermann (LU)
angehören. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.02.2013
MARC BÜHLMANN

Die Bundeshausfraktion der SVP wuchs im Berichtjahr um einen Sitz auf 63 Mitglieder
an. Nach der Wahl von Mauro Poggia (mcg, GE) in die Genfer Kantonsexekutive wurde
der nachrutschende Roger Golay (mcg, GE) in die SVP-Gruppe aufgenommen. Dies war
Poggia noch verweigert worden, weil er in wichtigen Fragen als zu links wahrgenommen
worden war. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN
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Mindestens in der Presse wurde diskutiert, ob die SVP ein Altersproblem habe. Ein
Ende September erschienener Bericht behauptete, die Zürcher Kantonalpartei mache
Druck auf ältere Nationalräte, ihren Sitz vorzeitig für Thomas Matter (ZH) zu räumen, der
den zweiten Ersatzplatz auf der SVP-Liste hielt. Bereits 2012 war es diesbezüglich zu
parteiinternen Auseinandersetzungen gekommen, weil Toni Bortoluzzi seinen Sitz auch
deshalb nicht räumen wollte, weil sich sein potentieller Nachfolger Gregor Rutz gegen
die Managed Care-Vorlage eingesetzt hatte, für die Bortoluzzi weibelte. Rutz rückte
schliesslich für den geschassten Bruno Zuppiger nach. Ein zweiter Zürcher Nationalrat
im Pensionsalter – Hans Kaufmann – hegte zwar Rücktrittsgedanken, allerdings stand
Matter noch der erste Ersatzkandidat Ernst Schibli – ebenfalls bereits 61-jährig – vor
der Sonne. Schibli hatte früh angekündigt, im Falle eines Rücktrittes nicht zugunsten
von Matter verzichten zu wollen. Ende Jahr dachte ein Teil der Zürcher SVP über die
Möglichkeit einer SVP-Seniorenliste für die Wahlen 2015 nach. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2013
MARC BÜHLMANN

Im Spätjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger für den Ende Berichtjahr zurücktretenden
Fraktionspräsident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekündigt,
das Amt nicht mehr weiterführen zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Ständerat gewählt, war seit Dezember 2007 Präsident der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte – kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) – nicht zur Verfügung stellten, weil sie sich die
Chance für mögliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrätin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen könnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (TI), der sich als einziger Kandidat für ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsflügels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Ständeratspräsident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

An ihrer ersten Tagung in der 50. Legislatur Ende November 2015 bestätigte die neu
zusammengesetzte CVP-Fraktion – fünf Nationalräte und vier Ständeräte waren nach
den eidgenössischen Wahlen neu dabei – das Fraktionspräsidium der CVP. Sowohl
Filippo Lombardi (TI) als Präsident als auch Viola Amherd (VS) als Vizepräsidentin
wurden einstimmig gewählt. 
Der restliche Fraktionsvorstand wurde zu Beginn der Wintersession 2015 konstituiert.
Als Ersatz für den vor den Wahlen zurückgetretenen Peter Bieri (ZG) wurde Stefan
Engler (GR) gewählt. Die restlichen Mitglieder – Pirmin Bischof (SO), Jean-Paul
Gschwind (JU), Daniel Fässler (AI), Ruth Humbel (AG), Elisabeth Schneider-Schneiter (BL)
und Brigitte Häberli-Koller (TG) – wurden allesamt bestätigt. Von Amtes wegen gehörte
auch Parteipräsident Christoph Darbellay (VS) dem Vorstand an, obwohl er, der nicht
mehr zu den Wahlen 2015 angetreten war, gar nicht mehr im Parlament vertreten war.
In der CVP-Fraktion Unterschlupf finden auch die beiden EVP-Nationalrätinnen,
weshalb auch Marianne Streiff (evp, BE) dem Fraktionsvorstand angehörte. 41

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.12.2015
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Gabi Huber (fdp, UR) aus Bundesbern, musste die FDP ein
neues Fraktionspräsidium bestimmen. Zwei Kandidaten wollten in die Fussstapfen der
Urnerin treten: Christian Wasserfallen (fdp, BE) und Ignazio Cassis (fdp, TI), beide seit
2007 für die FDP im Nationalrat. In den Medien wurde auch eine mögliche Kandidatur
von Beat Walti (fdp, ZH) diskutiert, der seit 2014 im Nationalrat sass. Nach den für die
FDP erfolgreichen eidgenössischen Wahlen 2015 und kurz vor den anstehenden
Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats musste der Nachfolger der in der Presse als
«eiserne Lady» bezeichneten Huber gefunden werden. Die Deutschschweizer Medien
sahen Beat Walti als Favoriten, da ein Gespann aus Christian Wasserfallen und
Parteipräsident Philipp Müller als zu rechts wahrgenommen werde und Ignazio Cassis
zwar als Vertreter der lateinischen Schweiz punkten könne, aber als zu wenig stark
gelte. Allerdings stellte sich Walti gar nicht zur Verfügung, da sich der zeitliche

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Anspruch des Amtes nicht mit seinem Beruf vereinbaren lasse. Die Wahl am 20.
November fiel dann schliesslich auf Ignazio Cassis, der letztlich deutliche 38 von 54
Stimmen auf sich vereinen konnte. Die Medien waren sich einig, dass es für Cassis
schwierig werden würde, Gabi Huber vergessen zu machen, die es geschafft habe, aus
der losen FDP-Fraktion eine geschlossen auftretende liberale Kraft zu machen. 42

Die Wahl von Beat Walti (fdp, ZH) zum neuen Fraktionschef der FDP galt als Formsache,
trat der seit 2014 im Nationalrat sitzende Kantonalzürcher Parteipräsident doch ohne
Gegenkandidierende zur Wahl. Zwar wurde in den Medien zuerst vermutet, dass auch
Christian Wasserfallen (fdp, BE) die Fraktion präsidieren wollte, dieser zog sich freilich
früh mit dem Argument mangelnder Zeit zurück. Da Walti seit der Wahl des vorherigen
Fraktionschefs Ignazio Cassis in den Bundesrat die FDP-Gruppe als Vize-Präsident ad
interim geleitet und «keine Anlaufschwierigkeiten» gehabt hatte, wie Ständerat und Ex-
FDP-Präsident Philipp Müller (fdp, AG) in den Medien betonte, wurde nicht mit
Überraschungen gerechnet. In der Tat war nach der fraktionsinternen Wahl in den
Medien zu lesen, dass der Zürcher einstimmig gewählt worden sei. 43

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.11.2017
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Im Wahljahr 95 nahm die GP eine Kurskorrektur vor und versuchte sich neu als
Reformpartei, und nicht mehr als Protestpartei, zu profilieren. Verschiedentlich
äusserte sie Interesse an einer Mitte-Links-Koalition mit der SP und weiteren
«fortschrittlichen» Kräften der Mitte, um den ökologischen Umbau der
Industriegesellschaft voranzutreiben. Mit der Aussage, diese Zusammensetzung sei
längerfristig auch auf Bundesratsebene anzustreben, äusserten die Grünen erstmals
Regierungsambitionen. 44

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.09.1995
EVA MÜLLER

Der Zentralvorstand der PdA zeigte sich seinen Parlamentsangehörigen gegenüber
unnachgiebig und entschied im Februar, dass ein Anschluss an die SP-Fraktion nicht
akzeptiert werde. Dieser Entscheid betraf den Genfer Jean Spielmann, Mitglied der SP-
Fraktion. Parteipräsidentin Christiane Jacquet-Berger erklärte, ihre Partei wolle ihre
Eigenständigkeit bewahren und die politischen Unterschiede zur SP unterstreichen.
Spielmann wies darauf hin, dass er ohne Fraktionsanschluss keiner Kommission
angehören könne und bat den Zentralvorstand, seinen Entscheid nochmals zu
überdenken. Der zweite Abgeordnete im Parlament, Nationalrat Joseph Zisyadis (VD),
hatte bereits während seines Wahlkampfes im vergangenen Herbst seinen Einsitz in der
SP-Fraktion ausgeschlossen. 45

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.02.2000
DANIEL BRÄNDLI

Weil ihnen die Grünen zu weit links stehen, zogen die aus der Zürcher GP
ausgetretenen Grün-Liberalen Zürich (GLiZ) ihr Beitrittsgesuch bei der GP Schweiz
zurück und beschlossen den Alleingang. Im Nationalrat hatte sich der Grünliberale
Martin Bäumle (ZH) nach seinem Ausschluss aus der Grünen Fraktion um die Aufnahme
in die EVP-EDU-Fraktion bemüht, welche jedoch nicht zustande gekommen war – im
Gegensatz zum Zürcher Kantonsrat, wo die beiden GLiZ-Vertreter der EVP-Fraktion
genehm sind. 46

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Für Diskussionen sorgte der Alleingang der PdA Genf bei den Nationalratswahlen. Sie
hatte eine Listenverbindung mit der linken Gruppierung Solidarités abgelehnt. Es wurde
befürchtet, dass die Zersplitterung der linken Parteien zu Sitzverlusten führen würde.
Dies bewahrheitete sich, Vanek (sol.) wurde abgewählt. Seinen Sitz im Nationalrat verlor
zunächst auch Josef Zisyadis (VD). Die als einzige PdA-Vertreterin in den Nationalrat
wiedergewählte Marianne Huguenin (VD) verzichtete jedoch auf ihren Sitz, woraufhin
Zisyadis nachrücken konnte. Huguenin argumentierte, ihre Funktion als
Gemeindepräsidentin von Renens (VD) lasse sich nicht mit dem Nationalratsmandat
vereinbaren. Es wurde jedoch in der Presse kritisch kommentiert, dass eine gewählte
Frau einem nicht gewählten Mann ihren Sitz überlasse. Zisyadis schloss sich der
Fraktion der Grünen an. 47

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.11.2007
SABINE HOHL
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Im Februar trat Nationalrätin Therese Frösch (BE) als Präsidentin der
Bundeshausfraktion der Grünen zurück. Zu ihrer Nachfolgerin wurde Maya Graf (BL)
gewählt, die zu den amtsältesten grünen Parlamentsmitgliedern gehört. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.03.2009
SABINE HOHL

Mit ihrer Wahl zur zweiten Vizepräsidentin im Nationalrat gab Maya Graf (BL) ihr Amt als
Fraktionschefin ab. Geht alles seinen normalen Gang und wird Graf 2011 wiedergewählt,
so dürfte sie 2013 als erste grüne Parlamentarierin die formell höchste Schweizerin
werden. Nachfolgerin von Graf als Fraktionschef der Grünen wurde der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers. Brigit Wyss (SO) und Luc Recordon (VD) übernahmen
gemeinsam das Vizepräsidium. 49

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.2010
MARC BÜHLMANN

Formsache war die Wiederwahl des Fraktionspräsidenten der GP. Der Genfer
Nationalrat Antonio Hodgers, der das Amt 2010 von Maya Graf (BL) übernommen hatte,
wurde Ende Februar im Amt bestätigt. Auch das Vizefraktionspräsidium, bestehend aus
dem Ständerat Luc Recordon (VD) und der Nationalrätin Yvonne Gilli (SG) wurde
wiedergewählt. 50

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.02.2012
MARC BÜHLMANN

Mit der Wahl von Antonio Hodgers in den Genfer Staatsrat musste das Amt des
Bundeshausfraktionspräsidenten neu besetzt werden. Drei der 15 National- und zwei
Ständeräte kündigten eine Kandidatur für den Posten an: die 2013 amtierende
Nationalratspräsidentin Maya Graf (BL), der seit 2011 im Nationalrat sitzende Balthasar
Glättli (ZH) sowie Nationalrat Daniel Vischer (ZH), der von 1999 bis 2003 bereits die
grüne Fraktion im Zürcher Kantonsrat präsidiert hatte. Die Fraktion entschied sich Ende
November für Glättli, der sich vor allem hinsichtlich Netzpolitik, Datenschutz und
Persönlichkeitsrechten einen Namen gemacht hat. 51

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.11.2013
MARC BÜHLMANN

Liberale Parteien

Während der Frühjahressession bot die LP SVP-Parlamentariern, die sich mit der Politik
ihrer Mutterpartei nicht mehr identifizieren können, eine Zusammenarbeit an. Die
Partei erwog gar die Bildung einer gemeinsamen Fraktion aus LP und oppositionellen
SVP-Mitgliedern. Diese Pläne verliefen allerdings bis zum Jahresende im Sand. 52

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Martine Brunschwig Graf (GE) wurde neue Vizepräsidentin der Fraktion von
Freisinnigen und Liberalen im Bundesparlament. 53

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.02.2008
SABINE HOHL

Konservative und Rechte Parteien

Nachdem die SD auf kantonaler Ebene 1995 einen Sitz zulegen konnte, verlor sie bei
den eidgenössischen Wahlen zwei ihrer bisher fünf Nationalratsmandate. Bei der
Ausmarchung um die Fraktionszusammenschlüsse verlor die Partei zudem ihren
bisherigen Fraktionspartner Lega an die Freiheits-Partei. Eine Fraktionsgemeinschaft
mit den Schweizer Demokraten lehnte die FPS ab. Mit nur drei Nationalräten ist die SD
somit neu fraktionslos.

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Nach sieben Jahren als FPS-Fraktionspräsident trat Walter Steinemann (SG) aus
gesundheitlichen Gründen und wegen der starken beruflichen Belastung von seinem
Amt zurück. Seine Nachfolge trat René Moser (AG) an. 54

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.06.1998
URS BEER

Der Berner SD-Kantonalvorstand beschloss, den seit 1983 im Nationalrat sitzenden
Markus Ruf für die nächsten Wahlen nicht mehr zu nominieren. Die Parteiführung warf
im vor, in den letzten zwei Legislaturperioden wiederholt gegen die Parteimeinung
gestimmt und die SD-Kernthemen Ausländer- und Asylpolitik vernachlässigt zu haben.
Im Dezember teilte Ruf seinen Parteiaustritt aus politischen und persönlichen
Gründen mit und kehrte auch der SD-Bundeshausfraktion den Rücken, womit die
Schicksalsgemeinschaft von SD, Lega und dem abtrünnigen Tessiner Freisinnigen Pini

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.11.1998
URS BEER
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ihre Fraktionsstärke verlor.
Die SVP Bern lehnte den Wunsch Rufs ab, ihm einen Platz auf der SVP-
Nationalratswahlliste zu offerieren. 55

Die beiden verbleibenden EVP-Nationalräte schlossen sich einer  Fraktion mit CVP und
Grünliberalen an. 
Im Kanton Appenzell Ausserrhoden konnte die EVP im Berichtsjahr erstmals mit zwei
Abgeordneten in den Kantonsrat einziehen. Im Kanton Graubünden wurde eine neue
Sektion der EVP gegründet. 56

WAHLEN
DATUM: 15.05.2007
SABINE HOHL

Markus Wäfler (ZH) wurde im Oktober aus dem Nationalrat abgewählt und Christian
Waber (BE) blieb damit der einzige EDU-Vertreter im Parlament. Der Stimmenanteil der
EDU lag wie 2003 bei 1,3%. Waber schloss sich zunächst der SVP-Fraktion an, trat aber
wieder aus dieser aus, als die SVP ihren Oppositionskurs beschloss. Er erklärte, er
könne aufgrund des Oppositionskurses in der SVP-Fraktion seine eigene Meinung nicht
mehr vertreten. 57

WAHLEN
DATUM: 20.12.2007
SABINE HOHL

EDU-Nationalrat Christian Waber (BE) wurde Ende März zum neuen Präsidenten der
EVP/EDU-Fraktion im Bundesparlament gewählt. Gemäss einer Vereinbarung zwischen
den Fraktionspartnern löste er Heiner Studer (evp, AG) ab. 58

ANDERES
DATUM: 27.03.2008
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Christian Waber (BE), einziger Nationalrat der EDU, politisierte 2008 fraktionslos. Er
war Ende 2007 aus der SVP-Fraktion ausgetreten und lehnte einen Beitritt zu einer
Fraktion mit der BDP ab. 59

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.07.2008
SABINE HOHL

Im Februar wurde im Kanton Glarus Martin Landolt (bdp) als Nachfolger von Werner
Marti (sp) in den Nationalrat gewählt. Dies stellte für die BDP einen Meilenstein dar, da
sie mit der Wahl Landolts eine eigene Bundeshausfraktion bilden konnte. 60

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2009
SABINE HOHL

Der langjährige Nationalrat der EDU, Christian Waber (BE), trat auf Ende August 2009
zurück. Er kündigte an, zukünftig innerhalb der Partei Aufbauarbeit zu betreiben. Sein
Nachfolger ist Andreas Brönnimann, der zuvor im Grossen Rat des Kantons Bern sass.
Brönnimann schloss sich der SVP-Fraktion an. Waber hatte fraktionslos politisiert. 61

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.09.2009
SABINE HOHL

Im September wählte die BDP-Fraktion, die erst mit der Wahl des Glarner Nationalrats
Martin Landolt Anfang 2009 Fraktionsstärke erreicht hatte, Hansjörg Hassler (GR) zum
neuen Fraktionspräsidenten. Er löste die nicht mehr kandidierende Brigitta Gadient
(GR) ab. 62

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Der im Kanton Genf starke MCG, der bei den nationalen Wahlen im Herbst 2011
überraschend einen Genfer Nationalratssitz gewinnen konnte, war auf nationaler Ebene
auf verlorenem Posten. Mauro Poggia konnte sich als einziger Vertreter keiner Fraktion
anschliessen und war deshalb auch in keiner Kommission vertreten. Der MCG hatte sich
– dort wesentlich stärker als die UDC (SVP) – in Genf mit der SVP überworfen, was mit
ein Grund sein dürfte, weshalb die SVP-Fraktion zwar die Lega, nicht aber den MCG in
ihre Fraktion aufnahm. Den Vorstössen, die Poggia bereits in grosser Zahl eingereicht
hatte, wurden im Parlament bisher kaum Beachtung geschenkt. 63

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Der neue Nationalrat Roger Golay, Nachfolger des in die Genfer Regierung gewählten
Mauro Poggia, wurde, anders als sein Vorgänger, als Mitglied in die SVP-Fraktion
aufgenommen. Die SVP-Fraktion zählte damit neu 63 Mitglieder. Poggia wurde die
Mitgliedschaft noch verweigert, weil er in Sozial- und Sicherheitsfragen von der SVP als
zu links betrachtet worden war. Fraktionslose Ratsmitglieder haben es im Parlament
sehr schwer. Dieses Schicksal wird dem als Hardliner geltenden Golay nun nicht
zuteil. 64

ANDERES
DATUM: 04.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die CSP Obwalden gehört nicht zur CSP, sondern politisierte bis 2002 unter dem Dach
der CVP Schweiz. Aufgrund von internen Streitigkeiten verselbständigte sich die CSP-
OW und war zwischen 2005 und 2009 assoziiertes Mitglied der CSP Schweiz. Seit 2010
ist die CSP-OW aber wieder eine eigenständige, nur auf kantonaler Ebene agierende
Partei. Allerdings wurde 2011 mit Karl Vogler ein CSP-OW-Mitglied in den Nationalrat
gewählt, das sich für den Anschluss an die CVP-Fraktion entschied. 65

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Andere Parteien

Die Lega dei Ticinesi konnte bei den kantonalen Wahlen im Tessin einen Erfolg
verbuchen. Der Lega-Staatsrat Marco Borradori wurde glänzend wiedergewählt und im
Kantonsparlament gewann die Partei vier Sitze hinzu. Der Präsident der Lega, Giuliano
Bignasca, hatte sich zuvor mit einem Hilferuf an die Wählerinnen und Wähler gewandt. 
Nach den eidgenössischen Wahlen schloss sich der wiedergewählte Lega-Nationalrat
Attilio Bignasca der SVP-Fraktion an. 66

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL
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